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Betrifft: Entwurf eines Bundesgesetzes, mit dem das 
Bundesgesetz gegen den unlautern Wettbewerb 1984 
geändert wird; Stellungnahme 

Das Bundesministerium für Justiz beehrt sich, 25 

Ausfertigungen seiner Stellungnahme zu dem im Gegenstand 

genannten Gesetzesentwurf zu übersenden. 

2. Feber 1993 

Für den Bundesminister: 
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Betrifft: Bundesgesetz, mit dem das Bundesgesetz gegen den 
unlauteren Wettbewerb 1984 geändert wird_ 

zur GZ 123-GR/93 

.Mit Beziehung auf das Schreiben vom 27.1.1993 beehrt 

sich das Bundesministerium für Justiz mitzuteilen, daß 

gegen den Entwurf eines Bundesgesetzes, mit dem das 

Bundesgesetz gegen den unlautern Wettbewerb· 1984 geändert 

wird, vom Wirkungsbereich des Bundesministeriums für 

Justiz aus keine Einwendungen erhoben werden. Die rechts­

politische Beurteilung der vorgeschlagenen Regelung muß 

zuständigkeitshalber allerdings dem Bundesministerium für 

wirtschaftliche Angelegenheiten überl~ssen bleiben. 

25 Ausfertigungen dieser Stellungnahme werden unter 

einem dem Präsidium des Nationalrats übermittelt. 

2. Feber 1993 

Für den Bundesminister: 
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